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A. PRÜFUNGSAUFTRAG UND PRÜFUNGSDURCHFÜHRUNG 

Die 

Talanx Aktiengesellschaft, Hannover, 

- im Folgenden kurz „Talanx“ genannt - 

und der 

Zweite Riethorst Grundstücksgesellschaft mbH, Hannover, 

- im Folgenden kurz „ZRGG GmbH“ genannt - 

beabsichtigen, nach Zustimmung der Hauptversammlung der Talanx einen Beherrschungs- 

und Ergebnisabführungsvertrag entsprechend § 291 Abs. 1 Satz 1 AktG abzuschließen. Die 

ordentliche Hauptversammlung der Talanx am 7. Mai 2024 soll über die Zustimmung zu die-

sem Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag Beschluss fassen. 

Gemäß § 293 Abs. 2 AktG wird ein Unternehmensvertrag nur mit Zustimmung der Hauptver-

sammlung wirksam. Für die Wirksamkeit ist weiterhin die Zustimmung der Gesellschafterver-

sammlung der ZRGG GmbH erforderlich. 

Wir haben bei unserer Vertragsprüfung die berufsrechtlichen Vorschriften zur Unabhängigkeit 

(§ 319, § 319b HGB, § 316a HGB, Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 i.V.m. § 293d 

Abs. 1 Satz 1 AktG) beachtet, sowie weitere berufsrechtliche Verhaltensanforderungen einge-

halten. 

Der Vorstand der Talanx und die Geschäftsführung der ZRGG GmbH haben gemeinsam nach 

§ 293a Abs. 1 Satz 1 letzter Halbsatz AktG einen ausführlichen schriftlichen Bericht vom 

26. März 2024 erstattet, in dem der Abschluss des Beherrschungs- und Ergebnisabführungs-

vertrags und der Vertrag im Einzelnen rechtlich und wirtschaftlich erläutert und begründet wer-

den. In dem Bericht wird dargelegt, dass Art und Höhe eines Ausgleichs nach § 304 AktG und 

einer Abfindung nach § 305 AktG mangels außenstehender Aktionäre nicht zu bestimmen 

waren. 
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§ 293b Abs. 1 AktG sieht vor, dass der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag durch 

einen sachverständigen Prüfer (Vertragsprüfer) zu prüfen ist. Mit Beschluss vom 20. März 

2024 hat das Landgericht Hannover aufgrund gleichlautender Anträge der Talanx und der 

ZRGG GmbH vom 20. März 2024 nach §§ 293b Abs. 1, § 293c Abs. 1 AktG auf Vorschlag der 

Antragstellerinnen die Nordwest Revision GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, 

als gemeinsamen Vertragsprüfer ausgewählt und bestellt. 

Unsere Prüfung haben wir im März 2024 in unserem Büro in Hannover durchgeführt. Prüfungs-

gegenstand war nach §§ 293b i. V. m. 293e Abs. 1 AktG der abzuschließende Beherrschungs- 

und Ergebnisabführungsvertrag sowie die Richtigkeit der Feststellung, dass eine Ausgleichs-

zahlung nach § 304 AktG und eine Abfindung nach § 305 AktG nicht festzusetzen sind. 

Für unsere Prüfung haben uns im Wesentlichen folgende Unterlagen und Angaben vorgele-

gen: 

 Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag (Entwurf) zwischen der Talanx und der 

ZRGG GmbH 

 gemeinsamer Bericht des Vorstands der Talanx und der Geschäftsführung der ZRGG 

GmbH über den Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Talanx 

und der ZRGG GmbH 

 Handelsregisterauszüge der Talanx, der HDI Global SE, der HDI Deutschland AG, der 

HDI Versicherung AG und der ZRGG GmbH 

 Satzung der Talanx vom 20. August 1990, zuletzt geändert am 19. September 2023, 

sowie der ZRGG GmbH vom 21. Februar 2024 

 Geschäftsbericht der Talanx zum 31. Dezember 2023 und 2022 

 Jahresabschluss der ZRGG AG & Co.KG zum 31. Dezember 2023 

 Jahresabschlüsse der RGG AG & Co.KG zum 31. Dezember 2022 und 2021 

 Liste der Gesellschafter der ZZRG GmbH 13. März 2024 

 Liste der Gesellschafter der HDI Versicherung AG vom 22. Januar 2018 

 Liste der Gesellschafter der HDI Global SE vom 8. Januar 2016 

 Liste der Gesellschafter der HDI Deutschland AG (ehemals Talanx Deutschland AG) 

vom 13. September 2010 
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Alle von uns erbetenen Informationen und Nachweise wurden uns von dem Vorstand der 

Talanx und der Geschäftsführung der ZRGG GmbH und den benannten Personen bereitwillig 

erteilt. Die Vollständigkeit und Richtigkeit der erteilten Auskünfte und der vorgelegten Unterla-

gen haben wir uns von dem Vorstand der Talanx und der Geschäftsführung der ZRGG GmbH 

jeweils in einer berufsüblichen Vollständigkeitserklärung schriftlich bestätigen lassen. 

Über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir gemäß § 293e AktG den folgenden Bericht. 

Dem Auftrag liegen, auch im Verhältnis zu Dritten, die als Anlage beigefügten Allgemeinen 

Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Ja-

nuar 2024 des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW), Düsseldorf, zugrunde. 
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B. PRÜFUNG DES UNTERNEHMENSVERTRAGS 

I. Prüfungsgegenstand 

Die Talanx beabsichtigt, mit der ZRGG GmbH einen Beherrschungs- und Ergebnisabführungs-

vertrag abzuschließen, der insbesondere vorsieht, dass die ZRGG GmbH die Leitung ihres 

Unternehmens der Talanx unterstellt und in dem sich die ZRGG GmbH verpflichtet, ihren ge-

samten Gewinn an die Talanx abzuführen. In Bezug auf die Übernahme von Verlusten gelten 

die Vorschriften des § 302 AktG in ihrer jeweils gültigen Fassung. Der Beherrschungs- und 

Ergebnisabführungsvertrag fällt in den Anwendungsbereich des § 291 AktG und ist nach 

§ 293b AktG durch einen Vertragsprüfer zu prüfen. 

Gegenstand und Umfang der Prüfung des Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags 

ergeben sich aus den §§ 293b und 293e Abs. 1 AktG. Gemäß § 293b Abs. 1 AktG ist Gegen-

stand der sachverständigen Prüfung der Unternehmensvertrag zwischen der Talanx und der 

ZRGG GmbH. Die Prüfung erstreckt sich insbesondere auf die Einhaltung der gesetzlichen 

Anforderungen, d.h. Vollständigkeit und Richtigkeit. Unsere Prüfung erstreckt sich demnach 

auch darauf, dass zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses auf Seiten der ZRGG GmbH keine 

außenstehenden Gesellschafter vorhanden sind. 

Nicht Gegenstand unserer Prüfung waren die Vollständigkeit und Richtigkeit des gemeinsa-

men Berichts der Vertretungsorgane sowie die Beurteilung der wirtschaftlichen und steuerli-

chen Zweckmäßigkeit des Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags. Es wird aus-

drücklich darauf hingewiesen, dass eine Überprüfung der Buchführung, der Jahresabschlüsse, 

der Lageberichte oder der Geschäftsführung der beteiligten Gesellschaften nicht Gegenstand 

unserer Prüfung ist. 

Die ZRGG AG & Co.KG ist im Zuge einer Abspaltung zur Neugründung mit Wirkung zum 

1. Oktober 2023 aus der RGG AG & Co.KG entstanden. Gesellschafter der ZRGG AG & 

Co.KG waren die HDI AG, Hannover, als persönlich haftende Gesellschafterin (Komplemen-

tärin), die keine Einlage erbracht hatte und auch nicht am Vermögen der Gesellschaft beteiligt 

war, die HDI Global SE, Hannover, mit einer Hafteinlage in Höhe von EUR 12.500,00 und die 

HDI Versicherung AG, Hannover, mit einer Hafteinlage EUR 12.500,00. Die ZRGG AG & 

Co.KG wurde im Rahmen eines Formwechsels zum 31. Dezember 2023 in die ZRGG GmbH 
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nach den Vorschriften der §§ 190 ff., 214 ff. UmwG umgewandelt. Als Gesellschafter bestehen 

die HDI Global SE und die HDI Versicherung AG mit jeweils gleichen Anteilen am Stammka-

pital von jeweils EUR 12.500,00. Das Guthaben der Kommanditisten auf ihrem Kapitalkonto II 

wurde dabei in Höhe von EUR 123.890.370,06 zur Kapitalrücklage gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 4 

HGB. Die HDI Deutschland AG und die HDI Global SE sind jeweils 100 % - Tochtergesell-

schaften der Talanx. Die bisherige Komplementärin ist im Rahmen des Formwechsels nach 

ausdrücklicher Zustimmung ausgeschieden. 

II. Inhalt des Unternehmensvertrags 

In den §§ 1 und 2 des Unternehmensvertrags ist die Unterstellung der Unternehmensleitung, 

das Weisungsrecht der Talanx gegenüber der ZRGG GmbH, die Verpflichtung der ZRGG 

GmbH zur Abführung des gesamten Gewinns an die Talanx und die Verlustübernahme durch 

die Talanx nach den Vorschriften des § 302 AktG in ihrer jeweils gültigen Fassung, geregelt. 

In § 3 sind der Beginn, die Dauer und das Wirksamwerden des Vertrags geregelt. § 4 schließt 

die Vertragsregelungen mit einer salvatorischen Klausel ab. 

Nach § 304 Abs. 1 Satz 1 AktG muss ein Gewinnabführungsvertrag grundsätzlich einen an-

gemessenen Ausgleich für außenstehende Aktionäre durch eine wiederkehrende Ausgleichs-

zahlung vorsehen. Von einer solchen Bestimmung kann nach § 304 Abs. 1 Satz 3 AktG nur 

dann abgesehen werden, wenn die zur Gewinnabführung verpflichtete Gesellschaft im Zeit-

punkt der Beschlussfassung ihrer Hauptversammlung über den Ergebnisabführungsvertrag 

keine außenstehenden Aktionäre hat. Daneben muss nach § 305 Abs. 1 AktG ein Beherr-

schungs- oder Ergebnisabführungsvertrag die Verpflichtung enthalten, auf Verlangen eines 

außenstehenden Aktionärs dessen Aktien gegen eine im Vertrag bestimmte Abfindung zu er-

werben. Diese Regelungen sind für einen Unternehmensvertrag, bei dem eine GmbH beteiligt 

ist, jedenfalls nach einer im juristischen Schrifttum teilweise vertretenen Ansicht analog anzu-

wenden. 

In dem Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag sind Abfindung und Ausgleichszah-

lung nach §§ 304, 305 AktG nicht geregelt. Der gemeinsame Bericht des Vorstands der Talanx  

und der Geschäftsführung der ZRGG GmbH führt dazu unter Abschnitt VII. aus, dass in dem 

Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag eine Ausgleichszahlung nach § 304 AktG und 
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eine Abfindung nach § 305 AktG nicht zu bestimmen waren, da keine außenstehenden Ge-

sellschafter der ZRGG GmbH vorhanden sind. 
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III. Prüfungsfeststellungen 

Der Unternehmensvertrag unterstellt in § 1 die Leitung des Unternehmens der ZRGG GmbH 

der Talanx. In § 1 Satz 2 wird das Recht der Talanx vereinbart, der Geschäftsführung der 

ZRGG GmbH hinsichtlich der Leitung der Gesellschaft Weisungen zu erteilen. § 2 Abs. 1 des 

Unternehmensvertrags bestimmt, dass die ZRGG GmbH während der Vertragsdauer ihren 

gesamten Gewinn an die Talanx abzuführen hat. Hinsichtlich der Verlustübernahme gelten die 

Bestimmungen des § 302 AktG in ihrer jeweils gültigen Fassung gemäß § 2 Abs. 2 des Unter-

nehmensvertrags.  

In § 2 Abs. 3 ist geregelt, dass die ZRGG GmbH Beträge aus dem Jahresüberschuss nur 

insoweit in die Gewinnrücklagen einstellen darf (mit Ausnahme der gesetzlichen Rücklagen), 

als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaft-

lich begründet ist. Während der Dauer dieses Vertrags gebildete Gewinnrücklagen sind auf 

Verlangen von der Talanx aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags zu verwen-

den oder als Gewinn abzuführen. Die Abführung von Erträgen aus der Auflösung von Kapital-

rücklagen und vorvertraglichen anderen Gewinnrücklagen ist ausgeschlossen. 

Damit ist der Vertrag ein Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag im Sinne des 

§ 291 Abs. 1 AktG. 

Daraus folgt, dass dieser Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag zwischen der 

Talanx als Obergesellschaft und der ZRGG GmbH als Untergesellschaft grundsätzlich die 

nach § 304 Abs. 1 Satz 1 vorgesehene angemessene Ausgleichszahlung sowie die in § 305 

Abs. 1 AktG geregelte angemessene Abfindung an die außenstehenden Gesellschafter ent-

halten muss. Nur dann, wenn die ZRGG GmbH im Zeitpunkt des Vertragsschlusses keine 

außenstehenden Aktionäre hat, kann nach § 304 Abs. 1 Satz 3 AktG auf die Bestimmung eines 

angemessenen Ausgleichs verzichtet werden. Nach § 305 Abs. 1 AktG muss ein Unterneh-

mensvertrag, außer der Verpflichtung zum Ausgleich eine angemessene Abfindung enthalten. 

Wenn auf den angemessenen Ausgleich verzichtet werden kann, dann gilt dies in der Folge 

auch für die Abfindung nach § 305 Abs. 1 AktG. 
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Da der vorliegende Unternehmensvertrag weder eine Ausgleichszahlung noch eine Abfindung 

vorsieht, ist zu prüfen, ob die beiden Vertragsparteien zutreffend von der Annahme ausgegan-

gen sind, dass die ZRGG GmbH als Untergesellschaft keine außenstehenden Aktionäre hat. 

Im gemeinsamen Bericht ist ausgeführt, dass vor dem Abschluss des Beherrschungs- und 

Ergebnisabführungsvertrag die Talanx mittelbar an der ZRGG GmbH beteiligt ist. Die Ge-

schäftsanteile der ZRGG GmbH werden von je EUR 12.500,00 von der HDI Versicherung AG 

und der HDI Global SE gehalten. Die HDI Versicherung AG ist dabei eine 100 % - Tochterge-

sellschaft der HDI Deutschland AG. Die HDI Deutschland AG und die HDI Global SE sind 

jeweils 100 % - Tochtergesellschaften der Talanx. Die Anteils- und Beteiligungsverhältnisse 

ergeben sich demnach wie folgt: 

 

 

 

 

  

Talanx 

HDI Deutschland AG HDI Global SE 

HDI Versicherung 

AG 

ZRGG GmbH 

100 % 100 % 

50 % 

100 % 

50 % 



 
   

  | 9 
  |  

Die Talanx hält aktuell 100 % der Anteile an der HDI Global SE und an der HDI Deutschland 

AG. Davon haben wir uns durch Einsichtnahme in das Handelsregister des Amtsgerichts Han-

nover, HRB 60320 bzw. HRB 206456, am 24. März 2024 überzeugt. Dort ist in der jeweils 

hinterlegten Liste der Gesellschafter die Talanx seit dem 8. Januar 2016 bzw. seit dem 

13. September 2010 jeweils als alleinige Gesellschafterin angegeben.  

Wir haben außerdem die Gesellschafterliste der HDI Versicherung AG im Handelsregister des 

Amtsgerichts Hannover, 58934, am 24. März 2024 eingesehen. Hierbei konnten wir uns davon 

überzeugen, dass die HDI Versicherung AG seit dem 22. Januar 2018 eine 100 % - Tochter-

gesellschaft der HDI Deutschland AG ist. Zuletzt haben wir die Gesellschafterliste der ZRGG 

GmbH vom 13. März 2024 eingesehen. Hiernach sind die Gesellschafter der ZRGG GmbH die 

HDI Versicherung AG sowie HDI Global SE zu jeweils gleichen Geschäftsanteilen. Damit exis-

tieren aktuell keine außenstehenden Gesellschafter bei der ZRGG GmbH. Die Bestimmung 

eines angemessenen Ausgleichs nach § 304 Abs. 1 Satz 1 AktG sowie einer angemessenen 

Abfindung nach § 305 Abs. 1 AktG war in dem von uns zu prüfenden Beherrschungs- und 

Ergebnisabführungsvertrag demnach nicht erforderlich. 

Wir stellen fest, dass der Entwurf des Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag in der 

diesem Bericht als Anlage beigefügten Fassung die insbesondere in den §§ 291 Abs. 1 Satz 

1, 297, 299, 301, 302 Abs. 1, 304 Abs. 1 Satz 1, 305 Abs. 1 AktG vorgeschriebenen Rege-

lungsbestandteile vollständig und richtig enthält und damit den gesetzlichen Vorschriften ent-

spricht.  
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C. PRÜFUNGSERGEBNIS UND SCHLUSSBEMERKUNG 

Nach unserer gemäß § 293b Abs. 1 AktG durchgeführten Prüfung des zwischen der Talanx 

Aktiengesellschaft und der Zweite Riethorst Grundstücksgesellschaft mbH abzuschließenden 

Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags sind keine Einwendungen gegen den Unter-

nehmensvertrag in der als Anlage 2 zu diesem Bericht beigefügten Fassung zu erheben. Der 

Unternehmensvertrag ist ein Vertrag im Sinne des § 291 AktG. Nach unseren Feststellungen 

sind zum Prüfungszeitpunkt bei der Zweite Riethorst Grundstücksgesellschaft mbH keine au-

ßenstehenden Aktionäre vorhanden. Der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag ent-

hält demnach zutreffend keine Bestimmung eines angemessenen Ausgleichs nach § 304 AktG 

und einer angemessenen Abfindung nach § 305 AktG. Die von uns als Vertragsprüfer gemäß 

§ 293e AktG geforderte abschließende Erklärung über die Angemessenheit von Ausgleichs-

zahlung und Abfindung ist demzufolge nicht zu erteilen. 

Die Gesamtaussage steht unter der auflösenden Bedingung, dass der endgültig abgeschlos-

sene Unternehmensvertrag mit dem diesem Bericht als Anlage beigefügten Unternehmens-

vertrag identisch ist und Geschäftsanteile an der Zweite Riethorst Grundstücksgesellschaft 

mbH bis zum Abschluss des Unternehmensvertrags nicht oder ausschließlich an die Zweite 

Riethorst Grundstücksgesellschaft mbH übertragen werden. 

 

Hannover, den 26. März 2024 
Nordwest Revision GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 

   

André Bödeker Marleen Börner 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüferin 
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BEHERRSCHUNGS- UND ERGEBNISABFÜHRUNGSVERTRAG 
 
 
 
 
 
Zwischen 
 

Talanx Aktiengesellschaft, HDI-Platz 1, 30659 Hannover, eingetragen im Han-
delsregister des Amtsgerichts Hannover unter HRB 52546, 

 
  - nachstehend „Talanx“ oder herrschende Gesellschaft - 

 
und 
 

Zweite Riethorst Grundstücksgesellschaft mbH, HDI-Platz 1, 30659 Hannover, 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover unter HRB 226877, 

 
  - nachstehend „ZRGG“ oder beherrschte Gesellschaft - 

 
 
wird der nachfolgende Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen: 
 
 

§ 1  
 
Die ZRGG unterstellt ihre Leitung der Talanx. Demgemäß hat die Talanx ein Weisungsrecht ge-
genüber ZRGG.  
 
 

§ 2  
 
(1) Die ZRGG verpflichtet sich, ihren gesamten Gewinn an die Talanx abzuführen; § 301 AktG in 

seiner jeweiligen Fassung ist entsprechend zu beachten.  
 

(2) Für die Verlustübernahme durch die Talanx gelten die Vorschriften des § 302 AktG in ihrer 
jeweils gültigen Fassung entsprechend.  

 
(3) Die ZRGG darf Beträge aus dem Jahresüberschuss nur insoweit in die Gewinnrücklagen – 

mit Ausnahme der gesetzlichen Rücklagen – einstellen, als dies handelsrechtlich zulässig 
und bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der 
Dauer dieses Vertrages gebildete Gewinnrücklagen sind auf Verlangen von Talanx aufzulö-
sen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages zu verwenden oder als Gewinn abzuführen. 
Die Abführung von Erträgen aus der Auflösung von Kapitalrücklagen und vorvertraglichen 
anderen Gewinnrücklagen ist ausgeschlossen.  
 

(4) Die Abrechnung über den Gewinn bzw. Verlust der ZRGG mit der Talanx ist bereits im Jah-
resabschluss zu berücksichtigen. Maßgebend ist das Ergebnis der Handelsbilanz der ZRGG. 
Die der Talanx bzw. der ZRGG nach der Abrechnung zustehende Forderung ist ab dem Bi-
lanzstichtag bis zur tatsächlichen Zahlung mit dem gesetzlichen Zinssatz nach §§ 352, 353 
HGB zu verzinsen. 

 
(5) Die Verpflichtung zur Gewinnabführung bzw. zur Verlustübernahme gilt erstmals für das Er-

gebnis des Geschäftsjahres, in dem dieser Vertrag wirksam wird. 

Anlage 2



 
- 2 - 

 
 
 
 

 

 
 
 

§ 3  
 
(1) Der Vertrag wird mit Eintragung in das Handelsregister der ZRGG wirksam. Er wird mit wirt-

schaftlicher Rückwirkung zum 1.1. 0:00 Uhr des Jahres, in dem er wirksam wird, auf unbe-
stimmte Dauer abgeschlossen. Er kann erstmals zum Ablauf des vierten Jahres, das auf das 
Jahr des Wirksamwerdens des Vertrags folgt, beendet werden. Im Falle einer Kündigung zu 
diesem Termin ist eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. Danach kann der Ver-
trag mit Monatsfrist zum Ende eines jeden Monats gekündigt werden.  

 
(2) Abweichend von der Regelung in Absatz 1 Satz 2 wird § 1 erst ab der Eintragung des Ver-

trags in das Handelsregister wirksam. 
 
(3) Der Vertrag kann von beiden Vertragspartnern ohne Einhaltung einer Frist aus wichtigem 

Grund gekündigt werden. 
 
(4) Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,  
 

- wenn eine bestandskräftige oder sofort vollziehbare Anordnung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht, den Vertrag zu kündigen, vorliegt,  

- wenn sich für diesen Vertrag wesentliche steuerliche Vorschriften oder deren Auslegung 
durch die Rechtsprechung ändern, 

- wenn die herrschende Gesellschaft oder die beherrschte Gesellschaft verschmolzen, ge-
spalten oder liquidiert wird. 

 
 

§ 4  
 
Soweit eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein sollte, wird dadurch die Gültigkeit des 
übrigen Vertragsinhalts nicht berührt. Die weggefallene Bestimmung ist durch eine Regelung zu 
ersetzen, die dem Zweck der weggefallenen Bestimmung in rechtlich zulässiger Weise am 
nächsten kommt. Entsprechendes gilt im Falle einer Regelungslücke. 
 
 
[Ort, Datum]   [Ort, Datum] 
 
 
 
 
_______________________________ _______________________________ 
Talanx  ZRGG 
 
 
 
 
_______________________________ _______________________________ 
Talanx  ZRGG 
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Gemeinsamer Bericht nach $ 293a Aktiengesetz (AktG)

des Vorstands der Talanx Aktiengesellschaft

und

der Geschäftsführung der Zw eite Rietho rst Grundstücks gesellschaft mbH

über den Entwurf des Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrages

zwischen der

Talanx Aktiengesellschaft

und der

Zw eite Riethorst Grundstücks ges ellschaft mbH
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I. VoneeMERKUNG

Die Talanx Aktiengesellschaft (nachfolgend ,,Talanx") und die Zweite Riethorst

Grundstücksgesellschaft mbH (nachfolgend ,,ZRGG") beabsichtigen einen Beherrschungs-

und Gewinnabführungsvertrag (nachfolgend ,,Ergebnisabführungsvertrag") abzuschließen.

Durch diesen Vertrag unterstellt die ZRGG die Leitung ihrer Gesellschaft der Talanx und

verpflichtet sich zur Abführung ihres Gewinns an die Talanx. Der Ergebnisabführungsvertrag

wird mit der Eintragung in das Handelsregister der Gesellschaft wirksam. Er soll rückwirkend

ab dem 01 .01.2024 gelten. Eine Abschrift des Vertrags ist diesem Bericht als Anlage

beigefügt. Weiteres Wirksamkeitserfordernis ist die Zustimmung zu dem

Ergebnisabführungsvertrag durch die Hauptversammlung der Talanx und die

Gesellschafterversammlung der ZRGG. Zur Unterrichtung der Aktionäre der Talanx, sowie

der Gesellschafter der ZRGG und zur Vorbereitung ihrer jeweiligen Beschlussfassung

erstatten der Vorstand der Talanx und die Geschäftsführer/-innen der ZRGG gemeinsam

nach $ 293a Aktiengesetz (nachfolgend ,,AktG") den folgenden Bericht:

II. RecnTIIcHE GRUNDLAGEN DER TALANX

Die Talanx ist eine börsennotierte Aktiengesellschaft nach deutschen Recht mit Sitz in

Hannover. Die Geschäftsanschrift lautet HDI-Platz 1, 30659 Hannover. Die Talanx ist im

Handelsregister des Amtsgerichts Hannover unter HRB 52546 eingetragen. Sie ist die

Obergesellschaft des Talanx Konzerns und hält in dieser Funktion neben ihrer mittelbaren

Beteiligung an der ZRGG weitere mittelbare oder unmittelbare Beteiligungen an zahlreichen

weiteren Gesellschaften im ln- und Ausland.

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

Die Talanx verfügt über ein Grundkapital von EUR322.786.238,75. Es ist eingeteilt in

258.228.991 auf den Namen lautende Stückaktien mit einem Grundkapital von je EUR 1,25.

Gegenstand des Unternehmens der Talanx ist

(1) Die Gese//schaft leitet eine internationale Unternehmensgruppe, die in den Bereichen

Erst- und Rückversicherung sowie Finanzdienstleistungen tätig lsf. Sie kann ferner im
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Bereich der Kapitalanlage, der Rückversicherung sowie des Dienstlersfungsgeschäfts

tätig sein.

(2) Die Gese//schaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die geeignet

erscheinen, dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen. Sie kann auch andere

Unternehmen gleicher oder verwandter Art gründen, erwerben, sich an ihnen

beteiligen oder sie oder die Beteiligung daran veräußern sowie solche Unternehmen

leiten oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Sie kann ihren

Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unter nehmen ausgliedern.

Gemäß $ 8 Abs. 1 der Satzung der Talanx besteht der Vorstand aus mindestens zwei

Mitliedern. lm Übrigens bestimmt der Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder.

Dem Vorstand der Talanx gehören derzeit 7 Mitglieder an

Herr Torsten Leue

Herr Jean-Jacques Henchoz

Herr Dr. Wilm Langenbach

Herr Dr. Edgar Puls

Frau Caroline Schlienkamp

Herr Jens Warkentin

Herr Dr. Jan Wicke

Die Talanx wird gesetzlich vertreten durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein

Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen.
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III. ReCHTIIcHe GRuruDLAGEN oen ZRGG

Die ZRGG mit Sitz in Hannover, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Hannover

unter HRB 226877 verfügt über ein Stammkapital von EUR 25.000. Das Stammkapital ist

eingeteilt in 25.000 Geschäftsanteile im Nennwert von jeweils EUR 1,00. Die

Geschäftsanteile werden zu einem Gesamtnennbetrag von je EUR 12.500 von der HDI

Versicherung AG und der HDI Global SE gehalten. Die HDI Versicherung AG ist eine 100%-

Tochtergesellschaft der HDI Deutschland AG. HDI Deutschland AG und HDI Global SE sind

jeweils 1 00%-Tochtergesellschaften der Talanx.

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

Gegenstand des Unternehmens der ZRGG ist:

Gegenstand des Unternehmens rsf der Erwerb, die Bebauung und die Verwaltung

von konzerneigenen Grundstücken. Ausgenommen sind Tätigkeiten, die einer

behördlichen Erlaubnis bed ürften.

Die Gesellschaft hat einen Geschäftsführer und eine Geschäftsführerin

Derzeitige/r Geschäftsführer/in sind

Herr Thorsten Wölbern

Frau Silke Drewing

Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer

gemeinsam oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten.

lst nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein.

Die ZRGG beschäftigt zum Zeitpunkt des Berichts keine Mitarbeiter. Der Jahresabschluss

der ZRGG für das abgelaufene Geschäftsjahr zum 31. Dezember 2023 weist einen
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Jahresüberschuss von EUR 1.742.092,96 aus, sowie eine Bilanzsumme in Höhe von EUR

127 .777 .322,27. Das Eigenkapital ist in Höhe von EUR '123.915.370.06 ausgewiesen.

IV. ReCHTIIcHE UND WIRTScHAFTLIcHE GnÜruoe FÜR DEN ABscHLUss DES

ERceeNrsnBFüH RU NGSVERTRAG

Durch den Abschluss des Ergebnisabführungsvertrag ist es für die Talanx möglich, eine

steuerliche Optim ierung herbeizuführen.

Der Vertrag ist insoweit eine notwendige Voraussetzung für die Begründung einer

körperschafts- und gewerbesteuerlichen Organschaft zwischen der Talanx und der ZRGG.

Durch die Organschaft werden die Gewinne und Verluste der ZRGG unmittelbar der Talanx

als Organträgerin steuerlich zugerechnet, sodass etwaige Gewinne der einen Gesellschaft

mit etwaigen Verlusten der anderen Gesellschaft verrechnet werden (sog.

Ergebniskonsolidierung ).

Der Abschluss eines wirksamen und durchgeführten Ergebnisabführungsvertrags ist

Voraussetzung für die Begründung einer körperschaftsteuerlichen und einer

gewerbesteuerlichen Organschaft. Diese ertragsteuerlichen Organschaften bewirken eine

zusammengefasste Besteuerung der dem steuerlichen Organkreis zugehörigen

Gesellschaften. Dadurch, dass positive und negative Ergebnisse von Talanx und ZRGG

zeitgleich verrechnet werden können, wird ein steuerlicher Verlustausgleich im Konzern

ermöglicht.

V. AITenTATIVE zuM AescFILuSs DEs EncreNIsaBFÜHRUNGSVERTRAG

Eine wirtschaftlich vernünftige Alternative zum Abschluss des Ergebnisabführungsvertrages

zwischen der Talanx und der ZRGG, mit der die oben beschriebenen Zielsetzungen

gleichermaßen oder besser veruuirklicht werden könnten, besteht nicht.

Durch den Abschluss eines anderen Unternehmensvertrags im Sinne des $ 292 AktG

(Betriebspacht-, Betriebsüberlassungs-, Teilgewinnabführungsvertrag, Gewinngemeinschaft)

oder eines Betriebsführungsvertrags kann eine körperschafts- und gewerbesteuerliche

Organschaft zwischen der Talanx und der ZRGG nicht begründet werden. Der Abschluss
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eines Gewinnabführungsvertrages ist gemäß $ 14 Abs. 1 KSIG hierfür zwingende

Voraussetzung. Rechtlich zulässig wäre der Abschluss eines isolierten

Gewinnabführungsvertrages, allerdings würde dadurch das Ziel einer Erleichterung der

einheitlichen Konzernleitung nicht erreicht werden.

Andere gleichermaßen geeignete Alternativen sind nicht ersichtlich

VI. WeseruTLIcHER IruHaIr DES ERGEBI{IsaerÜHRUNGSVERTRAG

Bei dem Ergebnisabführungsvertrag handelt es sich um einen Beherrschungs- und

Gewinnabführungsvertrag im Sinne von $ 291 Abs. 1 Satz 1 AktG.

Der wesentliche lnhalt des Ergebnisabführungsvertrag wird wie folgt wiedergegeben

$ 1: Die ZRGG unterstellt der Talanx die Leitung ihres Unternehmens. Die Talanx

erhält ein Weisungsrecht gegenüber der ZRGG.

$ 2: Die ZRGG verpflichtet sich, ihren gesamten Gewinn an die Talanx abzuführen. $

301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung ist entsprechend zu beachten. Für die

Verlustübernahme durch die Talanx gelten die Vorschriften des S 302 AktG in ihrer

jeweils gültigen Fassung entsprechend. Die ZRGG darf Beträge aus dem

Jahresüberschuss nur insoweit in die Gewinnrücklagen - mit Ausnahme der

gesetzlichen Rücklagen - einstellen, als dies handelsrechtlich zulässig und bei

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der

Dauer dieses Vertrages gebildete Gewinnrücklagen sind auf Verlangen von Talanx

aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages zu verwenden oder als

Gewinn abzuführen. Die Abführung von Erträgen aus der Auflösung von

Kapitalrücklagen und vorvertraglichen anderen Gewinnrücklagen ist ausgeschlossen.

Die Abrechnung über den Gewinn bzw. Verlust der ZRGG mit der Talanx ist bereits

im Jahresabschluss zu berücksichtigen. Maßgebend ist das Ergebnis der

Handelsbilanz der ZRGG. Die der Talanx bzw. der ZRGG nach der Abrechnung

zustehende Forderung ist ab dem Bilanzstichtag bis zur tatsächlichen Zahlung mit

dem gesetzlichen Zinssatz nach $$ 352, 353 HGB zu verzinsen. Die Verpflichtung

zur Gewinnabführung bzw. zur Verlustübernahme gilt erstmals für das Ergebnis des

Geschäftsjahres, in dem dieser Vertrag wirksam wird.

a

a
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a $ 3: Der Vertrag wird mit Eintragung in das Handelsregister der ZRGG wirksam. Er

wird mit wirtschaftlicher Rückwirkung zum 1.1. des Jahres, in dem er wirksam wird,

auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. Er kann erstmals zum Ablauf des vierten

Jahres, das auf das Jahr des Wirksamwerdens des Vertrags folgt, beendet werden.

lm Falle einer Kündigung zu diesem Termin ist eine Kündigungsfrist von einem Monat

einzuhalten. Danach kann der Vertrag mit Monatsfrist zum Ende eines jeden Monats

gekündigt werden. Abweichend von der Regelung in Absatz 1 Satz 2wird $ 1 erst ab

der Eintragung des Vertrags in das Handelsregister wirksam. Der Vertrag kann von

beiden Vertragspartnern ohne Einhaltung einer Frist aus wichtigem Grund gekündigt

werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn eine bestandskräftige oder

sofort vollziehbare Anordnung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht,

den Vertrag zu kündigen, vorliegt, wenn sich für diesen Vertrag wesentliche

steuerliche Vorschriften oder deren Auslegung durch die Rechtsprechung ändern

oder wenn die herrschende Gesellschaft oder die beherrschte Gesellschaft

verschmolzen, gespalten oder liquidiert wird.

a $ 4: Soweit eine Bestimmung des Vertrages unwirksam sein sollte, wird dadurch die

Gültigkeit des übrigen Vertragsinhalts nicht berührt. Die weggefallene Bestimmung ist

durch eine Regelung zu ersetzen, die dem Zweck der weggefallenen Bestimmung in

rechtlich zulässiger Weise am nächsten kommt. Entsprechendes gilt im Falle einer

Regelungslücke.

VII. KeIru AuscIeIcH UND KEINE ABFINDUNG

Da die Talanx die mittelbar alleinige Gesellschafterin der abführungsverpflichteten

Gesellschaft ist und außenstehende Gesellschafter der abführungsverpflichteten

Gesellschaft nicht vorhanden sind, sind Regelungen über Ausgleich und Abfindung für

außenstehende Gesellschafter gemäß SS 304, 305 AktG im Vertrag nicht erforderlich.

Dementsprechend war auch eine Bewertung der beteiligten Unternehmen zur Ermittlung

eines angemessenen Ausgleichs sowie einer angemessenen Abfindung nicht vorzunehmen

Die Prüfung des Vertrags durch sachverständige Prüfer wird gem. SS 293b, 293f Abs. 3 AktG

an gleicher Stelle zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 2024 unter der

I nternetseite https://www.talanx.com/hv veröffentlicht.
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Eine zusammenfassende Betrachtung des Ergebnisabführungsvertrages ergibt aus den

dargelegten Gründen, dass der Vertrag sowohl für die Talanx als auch für die ZRGG

vorteilhaft ist.

[U nter sch rifte n seite fol gt]
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Unterschriftenseite zum Gemeinsamer Bericht nach $ 293a Aktiengesetz (AktG) des

Vorstands der Talanx Aktiengesellschaft und der Geschäftsführung der Zweite Riethorst

Grundstücksgesellschaft mbH :

Hannover, den 26.03.2024

Talanx Aktiengesellschaft

Der Vorstand

Leue Dr Wicke
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Unterschriftenseite zum Gemeinsamen Bericht nach § 293a Aktiengesetz (AktG) des 

Vorstands der Talanx Aktiengesellschaft und der Geschäftsführung der Zweite Riethorst 

Grundstücksgesellschaft mbH: 

 

 

 

Hannover, den 26.03.2024 

 

Zweite Riethorst Grundstücksgesellschaft mbH 

 

Die Geschäftsführung 

 

_____________________________ _____________________________ 

Thorsten Wölbern    Silke Drewing 
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1.	 Geltungsbereich
(1)	 Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2)	 Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2.	 Umfang und Ausführung des Auftrags
(1)	 Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2)	 Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3)	 Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3.	 Mitwirkungspflichten des Auftraggebers
(1)	 Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2)	 Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4.	 Sicherung der Unabhängigkeit
(1)	 Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2)	 Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5.	 Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6.	 Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers
(1)	 Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers  
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet.
(2)	 Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7.	 Mängelbeseitigung
(1)	 Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2)	 Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.
(3)	 Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8.	 Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet.
(2)	 Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9.	 Haftung
(1)	 Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2)	 Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024

Al
le

 R
ec

ht
e 

vo
rb

eh
al

te
n.

 O
hn

e 
G

en
eh

m
ig

un
g 

de
s 

Ve
rla

ge
s 

is
t e

s 
ni

ch
t g

es
ta

tte
t, 

di
e 

Vo
rd

ru
ck

e 
ga

nz
 o

de
r t

ei
lw

ei
se

 
na

ch
zu

dr
uc

ke
n 

bz
w.

 a
uf

 fo
to

m
ec

ha
ni

sc
he

m
 o

de
r e

le
kt

ro
ni

sc
he

m
 W

eg
e 

zu
 v

er
vi

el
fä

lti
ge

n 
un

d/
od

er
 z

u 
ve

rb
re

ite
n.

©
 ID

W
 V

er
la

g 
G

m
bH

 · 
Te

rs
te

eg
en

st
ra

ße
 1

4 
· 4

04
74

 D
üs

se
ld

or
f. 

50
34

1/
1

50341
01/2024Lizenziert für/Licensed to: Nordwest Revision GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft | 4299960 | AV00029682



(3)	 Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
(4)	 Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5)	 Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers  
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6)	 § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

10.	 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge
(1)	 Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  
Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2)	 Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3)	 Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11.	 Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2)	 Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3)	 Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a)	 Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b)	 Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c)	 Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d)	 Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e)	 Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4)	 Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5)	 Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6)	 Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a)	 die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b)	 die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c)	 die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d)	 die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7)	 Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12.	 Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13.	 Vergütung
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2)	 Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14.	 Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15.	 Anzuwendendes Recht
Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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